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Nach dem Ende des
Kalten Krieges und durch
die kriegerischen Kon-
flikte auf dem Balkan war
sowohl die Einsicht als
auch der Wille der Mit-
gliedsstaaten gewachsen,
dass Europa auch außen-
politisch ein Profil ge-
winnen musste, dass das
Ungleichgewicht zwi-
schen wirtschaftlichem
Riesen- und politischem
Zwergendasein beseitigt
werden sollte. Dazu
wurde im Vertrag von
Maastricht die Gemein-
same Außen- und Sicher-
heitspolitik (GASP) als
dritte, intergouvernemen-
tal geregelte Säule der Eu-
ropäischen Union geschaf-
fen.

Wie aber sieht der
Stand der GASP aus, ins-
besondere nach dem Gip-
fel von Nizza im Dezem-
ber 2000? Und welche Po-
sitionen nehmen die Mit-

gliedsstaaten dabei ein,
welche Konzepte haben
sie? Diese Fragen analy-
siert gründlich der von Gi-
sela Müller-Brandeck-Boc-
quet herausgegebene
Sammelband. Die Würz-
burger Politikwissen-
schaftlerin hat dazu sechs
Experten aus den unter-
suchten Ländern versam-
melt. Deren Aufsätze, der
einleitende Beitrag der
Herausgeberin selbst zum
Entscheidungssystem der
GASP nach Nizza und die
abschließende Analyse
des Nizza-Gipfels, bilden
ein komplettes Bild von
Stand und Perspektiven
der europäischen Außen-
und Sicherheitspolitik. Die
gut durchdachte Länder-
auswahl (Frankreich,
Großbritannien, Deutsch-
land als die „Großen“,
Niederlande als eines der
wichtigen Benelux-Staa-
ten, Italien als Teil der
Südachse und Grün-
dungsmitglied und – sehr
wichtig – die bündnis-
freien und neutralen Län-
der) trägt zur verständnis-
erweiternden Differenzie-
rung bei. Es werden die
außen- und sicherheitspo-
litischen Interessen- und

Zwangslagen der einzel-
nen Länder deutlich, die
aber wiederum gleichzei-
tig eng damit zusammen-
hängen, welches Konzept
ein Staat von Europa hat:
so etwa Frankreich und
Großbritannien, für die
Europa seit Entstehen ei-
gentlich nur auf der Basis
von Zusammenarbeit
funktionieren sollte und
die so wenig Vergemein-
schaftung wie möglich
wollen; Deutschland, das
immer auf der Seite der
Supranationalität steht;
und von besonderer Bri-
sanz: die bündnisfreien
und neutralen Länder, die
in einem Dilemma ste-
cken, denn sie haben die
sich entwickelnde militäri-
sche Zusammenarbeit der
EU-Staaten akzeptiert.

Nun ist die Bilanz der
GASP, wie der Beitrag des
Europäischen Korrespon-
denten des Auswärtigen
Amtes belegt, nicht glän-
zend: Das in Amsterdam
neu geschaffene Instru-
ment der Gemeinsamen
Strategie etwa hat die
Hoffnungen nicht erfüllt.
Auch die konstruktive
Enthaltung ist bisher noch
nie genutzt worden. Es
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war der Ansatz gewesen,
Durchführungsbestim-
mungen mit qualifizierter
Mehrheit zu fassen, was
aber faktisch nur in margi-
nalen Fragen geschehen
ist (siehe Gemeinsame
Strategie Russland). Nizza
hat keinen Fortschritt ge-
bracht in Bezug auf stär-
kere Beteiligung der Kom-
mission und des Europä-
ischen Parlaments an der
GASP. Auch wurde zwar
die verstärkte Zusammen-
arbeit für die GASP über-
nommen, aber nicht für
militärische oder verteidi-
gungspolitische Fragen.
Dafür ist endlich das Poli-
tische Komitee als Forum
der Politischen Direktoren
ersetzt worden durch eine
in Brüssel angesiedelte
und damit kontinuierlich
arbeitende Einheit, die bei
Operationen des Krisen-
managements Entschei-
dungsbefugnisse übertra-
gen bekommen kann.

Betrachtet man die
Fortschritte im Bereich der
Europäischen Verteidi-
gungs- und Sicherheitspo-
litik (ESVP), kann man ob
der „normalen europä-
ischen Langsamkeit“ frei-
lich nur staunen: Vom Be-
schluss der ESVP auf dem
Gipfel in Köln 1999 bis zur
Festlegung der Strukturen
in Nizza bewegte sich die
EU mit „Lichtgeschwin-
digkeit“ (Javier Solana).
Die EU hat sich damit, wie
Müller-Brandeck-Bocquet
konstatiert, „die lange ver-
missten sicherheitspoliti-

schen Handlungskapa-
zitäten geschaffen“, die
die EU „zu effektiver und
fruchtbarer Krisenbewälti-
gung befähigen werden“.

Die Beiträge des Sam-
melbandes bieten eine
komplette und differen-
zierte Darstellung der eu-
ropäischen Außenpolitik.
Interessant ist durch die
verschiedenen nationalen
Perspektiven die Beurtei-
lung ihrer künftigen Aus-
gestaltung. Einhellig ist
der Schluss, dass Nizza
auch in der GASP den Mi-
nisterrat gegenüber der
Kommission gestärkt hat
und damit „zumindest re-
lativ die Idee supranatio-
naler Integration“ (Rudolf
G. Adam) geschwächt
wurde. Unbestritten ist
auch, dass der Auf-
schwung der GASP und
der ESVP die intergouver-
nementalen Strukturen
innerhalb der EU stärkt.
Das wiederum nährt die
Befürchtung, dass dies zu
einem „Roll-back“-Effekt
führen könnte, der den su-
pranationalen Charakter
der EU angreifen könnte.
Richtig ist freilich auch
der Hinweis – nicht von
ungefähr im britischen
Beitrag –, dass in der Ge-
schichte der Europäischen
Gemeinschaft der Inter-
gouvernementalismus oft
ein nützlicher Beginn war
für einen Prozess, der am
Ende in der Abgabe von
Souveränitäten endete.
Eine „integration by
stealth“ oder „creeping in-

tegration“(„heimliche In-
tegration“ oder „schlei-
chende Integration“) sei
dazu angetan, dass die Re-
gierungen ihr Gesicht ge-
genüber der Bevölkerung
wahren könnten. Zugleich
würden aber Regierun-
gen, die nach der inter-
gouvernementalen Me-
thode verführen, gewöhn-
lich die Logik unvorherge-
sehener Konsequenzen,
die Eigendynamik solcher
Anfangsentscheidungen
unterschätzen. Diese Am-
bivalenz wird auch von
den anderen Autoren be-
tont: Zwar sei durch die
Bedingungen der ESVP
die Vergemeinschaftung
der GASP in weite Ferne
gerückt, allerdings seien
auch neue integrationsdy-
namische Strukturen in
das GASP- und ESVP-Ent-
scheidungssystem einge-
baut worden – insbeson-
dere das Politische und Si-
cherheitspolitische Komi-
tee.

Die EU also als Gebilde
sui generis mit einer Inte-
grationsdynamik sui ge-
neris. Nichtsdestotrotz ist
die Renationalisierungs-
tendenz, die vor und wäh-
rend des Nizza-Gipfels
augenfällig wurde, ebenso
wenig von der Hand zu
weisen wie die Gefahr ei-
nes Abfärbens des strikten
Intergouvernementa-
lismus der ESVP auf die
GASP und die Supranatio-
nalität der gesamten Uni-
onspolitik. Es muss sich
daher zeigen, inwieweit
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die von der Herausgebe-
rin festgestellte neue
„GASP-Governance-Me-
thode“ – intergouverne-
mentale Kompetenzen bei
gleichzeitiger Verlagerung
einer „europäisierten“ Po-
litikformulierung und Im-
plementierung nach Brüs-
sel – sich als quasi dritter
Weg verfestigen kann.
Eine ganz andere Frage

lautet, wie die internatio-
nale Rolle der EU bewertet
werden kann. Nizza hat
die Strukturen der ESVP
festgelegt und neue für
die GASP geschaffen,
aber, so Adam, die EU
braucht ein strategisches
Konzept darüber, wo, wie
und unter welchen Um-
ständen sie einschreiten
soll. Dabei geht es nicht

um eine Konkurrenz zur
NATO. Gerade das breite
Spektrum der EU – von zi-
vilem Krisenmanagement
bis zum Militäreinsatz
und danach Wiederauf-
bau und Restabilisierung
(siehe den Balkan-Stabili-
tätspakt) – ist der größte
Vorteil der EU, auf den
auch die NATO bauen
kann.
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Karlspreis 2003 für Giscard d’Estaing

„Der Präsident des Europäischen Konvents, Valéry Giscard d’Estaing, erhält 2003
den Internationalen Karlspreis zu Aachen. Das teilte das Karlspreis-Direktorium in
Aachen mit. Die Auszeichnung werde der ehemalige französische Staatspräsident
am 29. Mai im Krönungssaal des Aachener Rathauses entgegennehmen.
Mit der Verleihung werde die historische Aufgabe Giscards und des Konvents ge-
würdigt, eine europäische Verfassung auszuarbeiten, hieß es zur Begründung. Mit
dem Karlspreis ehre das Direktorium ,einen großen Staatsmann und Europäer, der
sich über viele Jahrzehnte in unterschiedlichen Funktionen um das vereinte Europa
verdient gemacht hat’. Der Preis solle auch ein Zeichen für die Hoffnung sein, dass
die deutsch-französische Partnerschaft der Motor des europäischen Integrations-
prozesses bleibe.
Der 76-jährige Giscard gehörte mit dem damaligen Bundeskanzler Helmut Schmidt
Ende der siebziger Jahre zu den Wegbereitern der europäischen Währung. Sie stell-
ten die Weichen für den ECU, der dann – sehr zu Giscards Leidwesen – in Euro um-
getauft wurde. Seit zehn Monaten steht Giscard an der Spitze des Europäischen
Konvents. Das Gremium berät über die Grundlagen umfassender EU-Reformen mit
dem Ziel, die Europäische Union bürgernäher und effizienter zu gestalten. Dazu ge-
hört auch das Projekt einer europäischen Verfassung.
Der Karlspreis gilt als einer der bedeutendsten europäischen Preise. Er wird seit 1950
an Persönlichkeiten und Institutionen verliehen, die sich um die Einigung Europas
verdient gemacht haben. Zuletzt hatte mit dem Euro zum ersten Mal ein Gegen-
stand die Auszeichnung erhalten.“

Tagesschau am 14. Dezember 2002
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